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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 

 

Az: B 9 V 23/14 B 
 
L 7 VE 17/11 (LSG Sachsen-Anhalt) 
S 12 VE 4/09 (SG Halle) 
 
 
 
……………………………………….., 
 
 
 
 Kläger, Antragsteller und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: ……………………………………….., 
 
 
 

g e g e n 
 
 
Freistaat Thüringen, 
vertreten durch das Thüringer Landesverwaltungsamt, 
Karl-Liebknecht-Straße 4, 98527 Suhl, 
 
 Beklagter und Beschwerdegegner. 
 

 

Der 9. Senat des Bundessozialgerichts hat am 18. August 2014 durch den  

Vizepräsidenten   Prof. Dr.  S c h l e g e l    sowie die Richter   O t h m e r     

und   Dr.  R ö h l   

beschlossen: 

 

Der Antrag des Klägers, ihm für das Beschwerdeverfahren gegen die Nichtzulassung der Revi-

sion im Urteil des Landessozialgerichts Sachsen-Anhalt vom 19. Februar 2014 Prozesskosten-

hilfe zu gewähren und ihm Rechtsanwältin L.           aus B.        beizuordnen, wird abgelehnt. 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Landesso-

zialgerichts Sachsen-Anhalt vom 19. Februar 2014 wird als unzulässig verworfen. 
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Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine außergerichtlichen Kosten 

zu erstatten. 

 

 

G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 19.2.2014 hat das LSG Sachsen-Anhalt einen Anspruch des Klägers auf eine 

Beschädigtenrente nach dem Opferentschädigungsgesetz verneint. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in dieser Entscheidung hat der Kläger Beschwerde zum 

BSG eingelegt, mit der er rügt, das Urteil habe die Grenzen der richterlichen Beweiswürdigung 

überschritten. 

 

Der Antrag des Klägers, ihm Prozesskostenhilfe (PKH) unter Beiordnung von Rechtsanwältin 

L.               für die von ihr eingelegte und begründete Beschwerde zu gewähren, ist abzulehnen. 

Nach § 73a Abs 1 S 1 SGG iVm §§ 114,121 ZPO kann einem bedürftigen Beteiligten für das 

Beschwerdeverfahren vor dem BSG nur dann PKH bewilligt und ein Rechtsanwalt beigeordnet 

werden, wenn unter anderem die beabsichtigte Rechtsverfolgung hinreichende Aussicht auf 

Erfolg bietet. Daran fehlt es. Die Nichtzulassungsbeschwerde des Klägers ist unzulässig. Ihre 

Begründung genügt nicht den gesetzlichen Anforderungen, weil kein Zulassungsgrund ord-

nungsgemäß dargetan worden ist (vgl § 160a Abs 2 S 3 SGG). Denn auf die vom Kläger allein 

geltend gemachte Verletzung des Grundsatzes der freien Beweiswürdigung aus § 128 Abs 1 

S 1 SGG kann die Revision nach § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG von vornherein nicht gestützt 

werden. 

 

Von einer weiteren Begründung sieht der Senat ab (vgl § 160a Abs 4 S 2 Halbs 2 SGG). 

 

Die Beschwerde ist somit ohne Zuziehung der ehrenamtlichen Richter zu verwerfen (§ 160a 

Abs 4 S 1 Halbs 2, § 169 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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